
Morgen Ansgabe

Deutſcher Reichstag
26 Sitzung vom 29 Januar mittags 1 Uhr

Am Bundesrathstiſche Kommiſſarien
Die Sitzung wird in Anweſenheit von etwa 12 bis 15 Mit

gliedern eröffnet
Zur erſten und zweiten Berathung gelangt zunächſt der

Antrag der Abgg Dr Barth Rickert und Genoſſen aufAnnahme eines Geſetzentwurſe betreffend Abänderung des

ReichstagsWahlgeſetzes zur Sicherung des Wahlrechts Abgabe
der Stimmzettel in Umſchlägen Vorrichtungen damit der
Wähler ungeſehen den Stimmzettel in den Umſchlag zu legen
vermag uſw

Abg Rickert freiſ Vag Der Antrag beſchäftigt Sieheute bereits zum ſechsten male Er hat ſich immer mehr
Freunde erworben in Baden ſind ſogar ähnliche Beſtimmungen
von der Regierung vorgelegt worden Da darf ich wohl auch
bei uns für ihn hoffen und ich bitte Sie ihn mit großer Mehr
heit anzunehmen

Abg Baſſermann nl Meine Freunde werden dem Antrage
zuſtimmen Jn Baden wird der von der Regierung vorgelegte
Geſetzentwurf ebenfalls unzweifelhaft angenommen werden

Abg Dr Schaedler Ctr Die Frage beſſerer Sicherung der
Wahlſfreiheit iſt ohne Zweifel ſpruchreif und wird von der großen
Mehrheit in bejahendem Sinne entſchieden Auch wir werden
ſelbſtverſtändlich dem Antrage Rickert mit großer Mehrheit zu
ſtimmen auch wenn er von der Regierung minder freundlich
aufgenommen werden ſollte Mögen die Regierungen dem guten
Beiſpiele Badens folgen Jeder Terrorismus gehe er von einer
Partei oder einem einzelnen von oben oder unten aus muß nach
Möglichkeit beſeitigt werden Geheim und frei muß die Wahl
ſein ſonſt wird Verbitterung und Unfrieden unter den einzelnen
Klaſſen gefördert Die Stimmen wollen nicht zur Ruhe kommen
die an unſerem Reichstagswahlrecht rütteln Wir haben es aber
wir halten es und laſſen es uns auch nicht nehmen

Abg Frhr v Stumm Rp Darin ſind wir alle ein
verſtanden daß wir die volle Wahlfreiheit wollen fraglich iſt nur
ob der Antrag Rickert den Wähler mehr ſchützt als bisher Es
giebt Elemente die es nach wie vor fertig bekommen werden
das Wahlgeheimniß zu vereiteln Eine abſolute Sicherheit gegen
die Wahlbeeinfluſſung giebt es überhaupt nicht Gäbe es eine
ſolche ſo würden wir auf der Rechten die beſten Geſchäfte
machen denn was uns ſchädigt iſt die Wahllanheit Wenn Sie
alle Schäden beſeitigen wollen dann ſchaffen Sie die geheime
Stimmabgabe ab

Abg Blos Soz, erklärt ſich ebenfalls für den Antrag Den
Optimismus der in Bezug auf die Stellung der Regierungen
hervorgetreten iſt theilen wir nicht Der badiſchen Regierung
gegenüber erinnern wir an die Beſtrebungen der ſächſiſchen das
preußiſche Dreiklaſſenwahlrecht in Sachſen einzuführen Allein
wir unſererſeits ſtimmen dem Antrage Rickert zu weil wir ihn
für in der That nothwendig halten und auch für erforderlich
daß der Reichstag ſich für das allgemeine gleiche direkte Wahl
recht erklärt Daß der Abg v Stumm bei dieſer Gelegenheit
eine ſo außerordentliche Sanftmuth an den Tag gelegt hat
wundert mich ungemein Was er formell gegen den Antrag
einwandte kann eigentlich gar nicht in Betracht kommen Jch
bin darüber um ſo mehr erſtaunt als er bei der Berathung des
Umſturzgeſetzes die Falten ſeines Herzens aufthat und das
Wahlrecht ſo radikal ändern wollte daß jeder Sozialdemokrat
ſeines Wahlrechts verluſtig ginge Von anderer Seite iſt ja
auch ſchon die gewaltſame Abſchaffung des allgemeinen gleichen
direkten Wahlrechts als Wunſch ausgeſprochen Um ſo erfreu

n iſt daß das Haus in ſeiner großen Mehrheit für dieſen
Antrag ſei

Abg Dr Förſter Antiſ erklärt ſich mit dem Grundgedanken
des Antrags einverſtanden beantragt aber zur Beſeitigung
einiger redaktioneller Unklarheiten Verweiſung an die Wahl
prüfungskommiſſion tAbg Becker freiſ Volksp bekämpft den Vorſchlag der
Tr Dnsverwelſung und bittet den Antrag ohne weiteres an
zunehmen

Abg Dr von Wolslegier Gilgenburg Pole erklärt ſich
ebenfalls für Annahme des Antrages Rickert Der Antrag ſei
aus allgemeinen und aus beſonderen Gründen empfehlenswerth
als ſolche nennt Redner den Zwang der von deutſchen Groß
grundbeſitzern auf ihre polniſchen Arbeiter ausgeübt werde
Darum ſtimme er und ſeine Freunde allen Maßnah men bei die
geeignet ſind die volle Wahlfreiheit zu ſichern

Abg Gröber Centr hält Kommiſſionsberathung für un
vnöthig Dazu ſeien die Meinungsverſchiedenheiten zu unweſent
lich Außerdem ſei die Sache ſpruchreif Dem Abg Frhrn
von Stumm müſſe er erklären eine allgemeine Wahl ohne
geheime Wahl ſei undurchführbar Das allgemeine Wahlrecht
entſpreche der allgemeinen Wehrpflicht und wirke politiſch er
zieheriſch ſowohl auf die Maſſen wie auf die gebildeten Theile
des Volkes Jn dieſem Wettſtreit der Parteien liege die Gewähr
eines politiſchen t Redner verweiſt noch darauf daß
auch die württembergiſche n s hat ſpäteſtens
bis zur nächſten Landtagswahl ähnliche Beſtimmungen wie ſie
der Antrag Rickert l vorzulegen
ſeine Wirkung auf den Bundesrath nicht verfehlen

Nachdem für den Antrag noch Abg Bindewald Antiſ ſich
geäußert der im Gegenſatz zu ſeinem Parteigenoſſen Förſter
Kommiſſionsberathung verwirft verweiſt

Abg Dr Schönlanck Soz auf die Verſuche der konſervativen
und der nationalliberalen Partei in Sachſen dort das Drei
ehe zeige und zwar unterſtützt von derſächſiſchen Regierung derſelben die 1866 bei Erlaß des jetzt
geltenden ſächſiſchen Wahlrechts Se für das allgemeine gleiche
direkte Wahlrecht geäußert hat Die Herren dokumentiren damit
daß ſie ſich vor den Sozialdemokraten fürchten und daß böſe
Beiſpiele gute Sitten verderben Die Schleifſtein Politik des
Herrn von Stumm hat in den ſächſiſchen Nationalliberalen
gelehrige Schüler gefunden
t Präſident Frhr von Bnol bittet den Redner zur Sache zu
ommen
Abg Dr Schönlanck fortfahrend ſchließt daß der Reichstag

gerade allen Grund habe alle Angriffe auf das Wahlrecht ab
zuwehren

be Sächſiſcher Bevollmächtigter Graf Hohenthal Der HerrPräſident hat bereits geſagt daß die Angelegenheit der Aenderun
des ſächſiſchen Wahlrechts von der ich übrigens nichts weiß

Stürmiſches Lachen links hier nicht hergehört Sollte es ge
ändert werden ſo iſt lediglich die Partei des Vorredners daran
ſchuld Lachen links er hat das ſächſiſche Wahlrecht in der
ſächſiſchen Kammer angegriffen Die Partei des Vorredners
Weiter iſt darüber nichts zu ſagen Keia rechts

Abg Graf Limburg konſ konſtatirt daß die Partei des Abg
Bindewald an Verhetzung und Beeinfluſſung keiner Partei auch
der am weiteſten links ſtehenden nicht nachſtehe Eine Reform
des Reichstagswahlrechts nur nach einer Seite n
halte ich nicht für richtig Was hier vorgeſchlagen iſt iſt un
praktiſch Einer des Wahlrechts widerſtreben wir nicht
aber dann wollen wir das geſammte Wahlrecht reformiren

Abg Dr Schönlanck beruft ſich auf den ſächſiſchen Miniſter
von Metzlin der in der ſächſiſchen Kammer erklärt hat die
ſächſiſche Regierung ſei bereit die Vorſchläge der Konſervativen
und Nationalliberalen cuf Aenderung des Wahlrechts in Er
wägung zu ziehen Wenn der Herr Graf Hohenthal hier erklärt
hat er wiſſe von nichts ſo beweiſt er nur daß er nicht weiß
was in Dresden vorgeht z

Sächſiſcher Bevollmächtigter Graf Hohenthal Der Vor
redner hat ſich in Widerſpruch mit ſeiner Fraktion in der

Beiblatt zu Nr 49 der Saale

Hoffentlich wird das Heſ

ſolches bezeichnet mit dem ſich wohl auskommen laſſe rn
ſeine Fraktion wiederholt den Antrag tag ſeiner Ausſichtsloſig
keit auf Aenderung des ſächſiſchen Wahlrechts geſtellt hat
Darauf erfolgte jene Antwort der ſächſiſchen Regierung in
denkwürdigen Sitzung die der Vorredner erwähnte Ob dem
L gegeben werden wird weiß ich nicht Ob der Abgeordnetechönlank es nun glaubt ift mir gleichgiltig
v weiteren Aeußerungen der ba Bindewald Antiſ
Dr Lieber Ctr welcher den Konſervativen des preußiſchen
Abgeordnetenhauſes vorwirft das preußiſche Wahirecht ver
ſchlechtert zu haben während ſie ſich hier weigern das Wahl
recht zu ſchützen was Abg Graf Limbürg entſchieden beſtreitet
ferner das Abg Fuchs Ctr erklärt

Abg Graf Limburg Eine Feindſchaft gegen das allgemeine
gleiche Wahlrecht liege ihm und ſeinen Freunden fern Indeſſen
das preußiſche und das deutſche Wahirecht ergänzen einander
Greife man daher das preußiſche Wahlrecht an ſo rüttele man
an dem andern Er wolle aber nicht daß die politiſchen Macht
verhältniſſe verſchoben würden

Abg Dr Lieber bezeichnet dies als eine künſtliche Kon
ſtruktion Von einem gegenſeitigen Ausgleich der beiden Wahlrechte könne keine Rede ſeku

Abg Fuchs Ctr beruft ſich auf den Grafen Mirbach der
geradezu den Staatsſtreich zur Aenderuug des Wahlrechtes im
Reiche empfohlen habe

Nach einem Schlußwort des Mitantragſtellers Abg Dr Barth
zieht Abg Dr Förſter ſeinen Antrag auf Kommiſſionsverweiſung
zurück worauf das Haus ſofort in die zweite gung eintritt und

e e die einzelnen Beſtimmungen des Antrages an

Ein Ankrag des Abg v Strombeck wonach BeweisEr
hebungen welche vom Reichstag behufs Prüfung der Wahſen
beſchloſſen werden von den zuſtändigen Behörden als Eilſachen
zu behandeln ſind wird gleichfalls angenommen

Es folgt die erſte Berathung des von dem Abg Aueru Gen
eingebrachten Geſetzentwurfs betr das Recht der Verſamm
ung und Vereinigung und das Recht der KoalitionDanach haben alle Reſchsangehörigen ohne Unterſchied des Ge

ſchlechts das Recht ſich zu verſammeln Zur Veranſtaltung und
e Katang von Verſammlungen bedarf es weder einer An

meldung bei einer Behörde noch einer Erlaubniß durch eine Be
hörde Verſammlungen und ÜUmzüge auf öffentlichen Straßen
ſind ſpäteſtens ſechs Stunden vor ihrem Beginn durch den Ver
anſtalter oder Einberufer bei der mit der Ordnung des öffent
lichen Verkehrs betrauten Ortsbehörde anzuzeigen Die Reichs
angehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts haben das Recht
Vereine zu bilden Die Verhinderung obiger Rechte wird mit
Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft

Jn Verbindung biermit wird folgender Antrag des Abg
Ancker u Gen ebenfalls das Vereins und Verſamm
lungsrecht betr berathen

Alle Deutſchen ſind berechtigt ohne vorgängige obrigkeitliche
Erlaubniß Vereine zu bilden und ſich unbewaffnet in ge
ſchloſſenen Räumen ſowie auf Privatgrundſtücken auch unter
freiem Himmel zu verſammeln Auch ſind die Vereine berech
tigt mit anderen Vereinen zu gemeinſamen Zwecken in Ver
bindung zu treten

Die Beſtimmungen der Reichsſeuchengeſetze der Reichs
militärgeſetze desgleichen die Beſtimmungen der Londesgeſetze
c r Ueberwachung von Zuſammenkünften bleiben un

erührt

Abg Auer Soz Die Beſtrebungen die Zuſtände auf dem
Gebiete des Vereinsweſens zu beſſern ſind ſo alt wie das Deutſche
Reich ſelbſt Der heute zur Berathung ſtehende Antrag be
ſchäftigt das Haus auch nicht zum erſten male Bei der vor
jährigen Berathung deſſelben wurde ſowohl ſeitens der Linken
als auch ſogar von den Konſervativen die Unhaltbarkeit des
jetzigen Zuſtandes anerkannt vor allem auch daß eine einheit
liche Regelung dieſer Materie durch das Reich nothwendig
ſei Trotz dieſer Zugeſtändniſſe ſtimmte das Haus unſerem
Antrage doch nicht bei weil die Zeit jett zuſolchen Maßnahmen nicht geeignet ſei So betonte auch der
Abgeordnete Dr von Marquardſen daß wenn von der
der Regierung ein Vereinsgeſetz vorgelegt würde er daſſelbe
gern einer Prüfung unterziehen wolle daß er aber die Zeit für
die Vorlegung eines ſolchen Geſetzes noch nicht für gekommen
halte Ja wann wird dieſe Zeit denn kommen Jn Württem
berg beſteht ſchon ſeit langem eine geſetzliche Regelung dieſer
Materie welche den in unſerem Antrage aufgeſtellten For
derungen durchaus entſpricht und doch hört man gerade aus
dieſem Lande die wenigſten Klagen über Ueberſchreitung der
Vereinsfreiheit Allerdings wenn auch der Reichstag heute
unſerem Antrage zuſtimmen wollte die Regierung würde den
ſelben wohl doch nicht berückſichtigen ebenſowenig wie den eben
verhandelten Antrag Rickert was ſchon aus dem Umſtande
hervorgeht daß der Bundesrathstiſch völlig leer iſt Das kann
uns aber nicht abhalten unſere Pflicht zu thun Man wirft
unſerem Antrage u a vor daß nach demſelben ſogar Minder
jährige politiſchen Vereinen beitreten dürften Das iſt aber in

eſſen ſchon heute der Fall Wenn Minderjährige im Heere
dienen müſſen ſo muß man ihnen auch geſtatten ſich politſſches
Verſtändniß anzueignen Zuruf Ja das werden ſelbſt Sie
zugeben müſſen Herr Graf Lirum Stirum Große Heiterkeit
Wenn weiter darum geſtritten wird ob die Frau den politiſchen
Vereinen beilreten dürfe ſo erinnert das faſt an den vor mehreren
Jahrhunderten ausgefochtenen Streit ob die Frauen eine Seele
haben Sehr gut bei den Sozialdemokraten Die Frauen in
Schweden haben das Koalitionsrecht und es geht auch ſehr gut
ab Wenn Sie den Frauen wirthſchaftliche Laſten auferlegen ſo
iſt es nur das einfache Ausgleichsmittel daß Sie denſelben auf
politiſche Rechte geben Sehen Sie ſich z B die Zuſtände in
der Konſektionsbranche an Dort befinden ſich die Frauen in
der ſchlimmſten Lage Wollen ſie aber einen Verein bilden um
ihre Jntereſſen zu vertreten ſo iſt ihnen das nicht geſtattet

Solche unnormale Zuſtände ſind doch nicht zu vertheidigen Jn
letzter Zeit hat ſich aber ein ganz gewaltiger Umſchwung in den
Anſchauungen vollzogen Der evangeliſch ſoziale Kongreß hat
dadurch daß er die Frauen zuließ wie Prof Delbrück in den

Preuß Jahrb ſagt einen bedeutenden Präcedenzfall geſchaffen
und ein neues Gebiet des öffentlichen Lebens eröffnet M
das iſt ein konſervatives Urtheil nehmen Sie es ſich zu Herzen
Die Beſtrebungen auf dieſem Gebiete ſind alt ſchon Wiggers
hat ſie verfolgt Dennoch waren die Ziele dieſes letzteren denen
die der n Ancker verfolgt weit voraus wenngleich der Abg
Wiggers ein Mecklenburger war und es doch dort am ſchlimmſten
iſt Allerdings habe gerade ich keinen Grund auf Mecklenburg
einen Stein zu werfen denn als ſogar die Republik Hamburg
mich ſ Z als ſtaatsgefährliches Subjekt auswies da konnteich mich in dem abſoluten Mecklenburg fünf Jahre lang
ganz frei bewegen ohne ihm gefährlich zu werden

r Aber ſelbſt der Antrag Wiggers iſt eine viel zu
eſcheidenen Fordernng mit der wir uns nicht zufrieden geben

können Redner giebt eine Ueberſicht über die Zuſtände auf dem
Gebiete des Vereinsweſens in den einzelnen Bündesſtaaten Jn
Anhalt z B dürfe ohne Genehmigung der Regierung kein Aus
länder alſo kein Angehöriger eines anderen Bundesſtaates einem
politiſchen Vereine angehören Jn Mecklenburg iſt es noch
ſchlimmer Zuruf des Abg v Buchka ſo Herr h v Buchka
wenn man wie die hohen Herren das hohe Miniſterium au
ſeiner Seite hat und ſonſtige mecklenburgiſche Standesrechte
dann kann man es ja vielleicht bei ſolchen Zuſtänden aus
halten Aber erlauben Sie nuur es wohnen in Mecklenburgauch noch andere Leute als Sie und Jhre Standesgenoſſen

Zeitung
ſächſiſchen Kammer ſewet Er hat das ſächſiſche a als ein

er der Vertrauensmännervereinigungen
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eiterkeit Jn Reuß ä L ferner kann t jeder politiſche
ffgn verboſcn werden da iſt die S al ans 4 e

e u alledem kommt nunen ebeſtehenden Beſtimmungen Ein Beſſpiel bildet die Auflöſung

der ſoz
Partei in Berlin Es iſt mir ſogar kaum zweifelhaft daß wir
von den Gerichten verurtheilt werden der ehenden

es ſei denn daß ein Wunder geſchieht an das in
reußen nicht recht glaube wenngleis dört manche

wunderbare Dinge paſſiren e terkeit Unſere Organliſation
iſt aufgelöſt worden obwohl wir in dem Bewußtſein daß gerade
wir einer Maßregelung am meiſten ausgeſetzt ſeien die
Penibilität aufwandten Fünf Jahre lang hat unſere Organiſa
beſtanden dann fiel es plötzlich Herrn v Köller ein ſie a
zulöſen um wen Oauptſclan r aber dann ſelbſt na
Kamin zu gen und über den Fall nachzudenken Sogar in
der nationalliberalen Preſſe iſt ausgeführt worden daß das Vor

S gegen uns zu mißbilligen ſei da wenn man mit glei
Laße meſſen wolle auch die anderen Parteien getroffen wer

würden W die anderen Parteien ſind ſogar noch viel
ſchlimmere Sünder wie wir Sehen Sie ſich doch die Orga
niſation der Konſervativen an Es beſteht eine Leitung durch
54 Herren von den 30 von den Parteigenoſſen im Lande 24 von
den Parteien in den Parlamenten gewählt werden Außerdem
beſteht aber noch der bekannte Elferausſchuß welcher doch natur
emäß mit der Leitung der 54 in Verbindung treten muß
ußerdem giebt es im Lande Vertrauensmänner welche dem

Vereinsvorſtande von dem Stande der r Mittheilung zu
machen haben Hört hört links Das iſt alſo doch eine offen
bare Uebertretung des Vereinsgeſetzes Sehr richtig links
Dennoch ſtört man die Herren nicht unſere Organiſation aber
löſt man auf Jch möchte nur den Skandal der Herren
hören wenn ihnen ein Gleiches paſſirte Jch mache den
Konſervativen ja keinen Vorwurf daß ſie ihre Jntereſſen
auch in ihren Vereinen wahrnehmen denn wir fordern
gleiches Recht r alle Beifall bei den Sozialdemokraten Nun
noch einiges über Sachſen Dort will man jetzt bekanntlich das
Wahlrecht ändern Es hatte ſich nun zum Zweck der gß
des alten Wahlrechts eine Liga meiner Parteigenoſſen gebildderen Statuten in der Leipziger Volkszeitung beröſfentucht

wurden Gleich nach dieſer Veröffentlichung erfolgte die Auf
löſung der Liga unter den Vorgeben daß dieſelbe zweierlei
Statuten habe Hört Hört bei den Sozialdemokraten Das
iſt ein Mißbrauch der Geſetze wie er ſchlimmer nicht gedacht
werden kann Beifall bei den Sozialdemokraten Es wurde
ferner eine Volksverſammlung verboten in der über das Thema

Eln Attentat auf das Wahlrecht geſprochen werden ſollte weil
in dieſem Thema der Mehrheit des Landtages vorgeworfen
würde eine verbrecheriſche Handlung begehen zu wollen Hei ter
keit Bezüglich der willkürlichen Auslegung der Vereinsgeſetze
läßt ſich alſo Sachſen wie ſie ſehen die Krone nicht rauben
Beifall bei den Sozialdemokraten Gerade auf dem Gebiete
des Vereinsrechts wird in der abſcheulichſten Weiſe mit zweierlei
Maß gemeſſen Der Verein mit dem langen Namen z viele
Mitglieder die Vorſitzenden von Unternehmervereinen ſind wo
fortwährend Politik getrieben wird Wie kann der Herr von
Stumm von mangelndem Koalitionsrecht der Arbeitgeber reden
Die Katholikentage ſind von Anfang bis zu Ende eine dauernde
Verletzung des S 8 des Vereinsgeſetzes Und da wird unſere
Organiſation zerſtört Da wollen Sie die Arbeiter hindern in
Vereinen politiſch zu wirken Je weniger Sie die Arbeiter an
ihrer Organiſation hindern ein je freieres Koalitionsrecht Sie ihnen
geben um ſo mehr werden Sie politiſche Thorheiten zurückhalten
Das zweierlei Maß mit dem gemeſſen wird muß die Arbeiter
unweigerlich zu der Annahme führen daß man ſie um jeden
Preis aufreizen will Dieſe Meinung wird auch nur unterſtützt
durch Auslaſſungen in hervorragenden bürgerlichen Blättern
z B in den Hamburger Nachrichten Man will die Arbeiter
zur Verzweiflung und alsdann zu Ausſchreitungen bringen Das
wird Jhnen aber nicht gelingen Jedenfalls kann aber bei einem
ſolchen Vorgehen Jhrerſeits von einer Verſöhnung auch keine
Rede ſein Wer ſoll auch den Kampf führen gegen uns Das
iſt doch kein Gegner mehr der große bekannte Unbekannte der
ſeine vom Abgrunde tiefſter Gemeinheit der Geſinnung zeugenden
Artikel in den Hamburger Nachrichten ablagert Stürmiſche
Unterbrechungen rechts Rufe Zur Ordnung Herr v Stumm
iſt uns auch nicht mehr gefährlich Herr Stöcker auch nicht Die
Agrarier ſind ſelbſt gemeingefährlich Heiterkeit und auch Herr
von Köller iſt ſtill Er ſitzt im Kamin und ſchweigt er hat von
der Sozialdemokratie gegeſſen und iſt daran geſtorben Große
Heiterkeit Laſſen Sie endlich einmal Gerechtigkeit walten das
können Sie thun wenn Sie unſern Antrag annehmen Lebhaſter
Beifall b d Soz

Darauf vertagt ſich das Haus Perſönlich bemerkt
Abg Dr v Buchka konſ Der Abg Auer hat ſich wieder

einmal an meinem terlande Mecklenburg gerieben Große
Heiterkeit links Gegt eine derartige Herabwürdigung meines
Valerlandes muß ich ph ſſtiren die Zuſtände in demſelben ſind
denen in den anderen Bundesſtaaten durchaus ebenbürtiGelächter bei den Soziad mokraten und die große Mehrzabt

meiner engeren Landsleutd befindet ſich durchaus wohl dabet
Erneutes Gelächter bei den Sozialdemokraten Das ſoll ſich

der Abg Auer merken Beifall rechts
Nächſte Sitzung Donnerstag 1 Uhr Fortſetzung der

zweiten Berathung des Etats des Reichsamts des Jnnern
Reichsinſtizetat

Schluß 5/ Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhans

7 Sitzung vom 29 Januar 11 Uhr
n An niſtertiſche Frhr v d Necke Frhr v Hammer

i a
Zum Mitgliede der Staatsſchuldenkommiſſion wird auf Antrag

des Abg Frhrn v Heereman an Stelle des früheren Abg HugoHermes per Acclamation der Abg Dr Langerhans gewählt der
die Wahl annimmt

um Schriftführer an Stelle des Abg Olzem wählt das Haus
auf Antrag des Abg Frhrn v Heereman ebenfalls durch Zuruf
den Abg Jürgenſen

Demnächſt wird die zweite Berathung des Etats des
Miniſterinms des Jnnern fortgeſetzt
Jn Titel 2 werden für einen poltzeitechniſchen und einen ver

ſicherungstechniſchen Hilfsarbeiter je 6000 M neu ge d
r

als

Dieſe Iernrg wird damit endet daß dieſe Neuanſte t
zum Zwecke einer im öffentlichen Jntereſſe liegenden W

der Angelegenheiten der politiſchen Polizei ſich
nolhwendig erwieſen haben ſowie ferner damit daß infolge der
großen Ausdehnung welche das vrivate Verſicherungsweſen
namenklich auf dem Gebiete der Feuer und Lebensverſicherung
re hat ſeit längerer Zeit das Bedürfniß hervorgetreten
ſt das Verſicherungsweſen einer ſtrengeren ſtaatlichen Beauf

ſichtigung als bisher zu Be
Abg Lückhoff ſk Die g2 en amerikaniſchen Lebensver
ermnakgeſelt daten faten re Ausdehnung in Preußen nur

adurch gewonnen daß ſie übertriebene Gewinnantheile den
Verſicherten in Ausſicht ſtellten Sogar bis 100 t und
darüber wurden den Verſicherten als Gewinnantheile verſpr
Das iſt aber unerfüllbar und das Miniſterium des Jnnerniſteri
daher ſeine Aufmerkſamkeit den Ve prdagbeſonderem di zugewandt un deve a

on
ihnen verlangt Das kann nur gebilligt werden da die

h



c SKontrolle ſind Ebenſo iſt nur p
a We e älghen Geſeuſchaften einen beſtimmten
Kantionsfonds in einheimiſchen Werthpapieren bei uns hinter
legen müſſen J eln ſind nur anzuerkennen um

mehr als die preu cherungsgeſellſchaſten in Amerika
hohe Kantionen ſtellen müſſen

Der Titel wird Srang
Beim Kapitel Statiſtiſches Bureau führt
Abg v pe fk aus Geſtern wurde hier über das

übertriebene Schreibwerk bei den Behörden Klage re
Aber gerade die ſtatiſtiſchen Auskünfte welche über alle mög
lichen Angelegenheiten denn verurſachen die meiſten
Schreibereien Jch bitte den Miniſter die Behörden anzuweiſen
g ſie eine ſtatiſtiſche Auskunft verlangen beim ſtatiſtiſchen

uregu nachzufragen ob daſſelbe Auskunft geben kann und ob
eine ſolche Statiſtik zu empfehlen ſei Dadurch würden wohl
75 Prozent aller ſtatiſtiſchen Umfragen überflüſſig werden

z Rickert fr Vg bringt den Fall eines ruſſiſchen Arztes
ur Sprache dem man ſeitens der Regierung in Köslin ver
rochen habe wenn er nicht mehr ruſſiſcher Unterthan ſei werde

er in Preußen zugelaſſen und den man dann doch als er aus
dem ruſſiſchen Unterthanenverband ausgetreten ſei nicht in
Preußen naturaliſirt habe

Geheimrath Frhr Trott zu Solz erwidert es würde dem
Vorredner nicht angenehm ſein wenn er die Gründe anführen
wolle warum ſein Schützling nicht in Preußen naturaliſirt

en ſei Eventuell ſei er bereit nochmals den Fall zu unter
en

Bei der Poſition Landräthliche Behörden beklagt
Abg Dr Rudolphi Centr daß noch immer Fälle von Un

duldſamkeit vorkämen die ganz beiſpiellos ſeien Auch der
Kreisausſchuß ſeines Heimathskreiſes habe ſich in einem ſpeziellen
Falle als ſehr unduldſam gegen die Katholiken bewieſen

Abg Brandenburg ECentr tadelt daß in der Beſetzung der
Landrathsämter nicht genügende Parität gewahrt werde Ge
rade die Landräthe die doch mit den Kreiseingeſeſſenen ſo viel
in Berührung kämen müßten auch eine der Konfeſſion der
überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung des Kreiſes ent
rade Konfeſſion beſitzen Er bitte den Miniſter Abhilfe
zu ſchaffen

Miniſter Frhr v d Recke Jch danke dem Redner für ſeine
maßvollen Ausführungen Doch glaube ich daß in Bezug auf
Jmparität bezüglich der Beſetzung der Landrathsämter gewiß
keine Beſchwerden geführt werden können Von den zur Zeit
vorhandenen 283 Regierungsreferendaren ſind 252 evangeliſch
und nur 3l1 katholiſch alſo nur 10 Proz ſind katholiſch Von
den 600 Regierungsaſſeſſoren ſind nur 53 alſo nur 9 Proz
katholiſch Von den 488 Landräthen und denſelben gleichgeſtellten
Beamten ſind aber 53 alſo 13,5 Proz katholiſch a hört
Dabei nimmt die Regierung bei der Annahme zum Regierungs
referendar keine Rückſicht darauf ob der betreffende katholiſch
oder evangeliſch ſei

Abg Kircher Ctr bringt einen Fall zur Sprache wo ein
vom Kreisausſchuß zum Landrath vorgeſchlagener katholiſcher
Amtsrichter von der Regierung nicht beſtätigt worden ſei Das
ſei im katholiſchen Kreiſe Fulda vorgekommen Man habe als
Grund angeführt der Herr ſei aus ganz kleinen Verhältniſſen
hervorgegangen und paſſe daher nicht zum Landrath

Miniſter Frhr v d Recke erwidert der Fall ſei in katho
liſchen Zeitungen namentlich in der Kölniſchen Volkszeitung
ſehr aufgebauſcht und falſch dargeſtellt Gegen die Perſönlichkeit
des vorgeſchlagenen Landraths ſei nichts einzuwenden geweſen
jedoch habe man wegen ſeiner geſchäftlich nicht ausreichenden
Vorbildung des Amtsrichters Greib nicht für geeignet gehalten
ein ſo großes und wichtiges Landrathsamt zu verwalten Aller
dings ſei dabei auch zur Sprache gekommen daß der Amtsrichter
Greib aus einer kleinen Bauernſamilie des Kreiſes Fulda
ſtamme und daher vielleicht nicht ganz paſſend zum Landrath
deſſelben Kreiſes ſei wenn ihm das auch für einen anderen
Kreis nicht hinderlich ſein könne Unruhe im Centrum
Abg v Eynern nl Die vom Miniſter hier ſo eben ange

führten Zahlen beweiſen daß die Katholiken bei der Be
ſetzung der Landrathsämter vorgezogen werden alſo haben
wir auch einen Grund uns über Jmparität zu beklagen
Bei Herrn Bartels knirſcht bei ſolchen Jmparitäts
klagen immer der innere Menſch Heiterkeit An Jhre Jm
paritätsklagen glauben die Katholiken ja ſelbſt nicht Unruhe im
Centrum

Abg Dasbgch Ctr bemerkt daß gerade weil die Katholiken
wüßten daß ſie in der Verwaltungscarrière übergangen würden
ſo wenige ſich dieſer Carriere zuwenden Der Miniſter ver
wechſele daher Urſache und Wirkung Seit unvordenklicher Zeit
handle ſchon die preußiſche Regierung ſo Abg Graf Limburg
Stirum Schade daß Sie nicht Miniſter ſind Das würde ich
ſehr bedauern Große Heiterkeit Redner führt einige Fälle
von angeblicher Jmparität im Regierungsbezirke Trier an u A
ſei zum Landrath von Trier ein Proteſtant gemacht worden ob
wohl 3 geeignete katholiſche Kandidaten zur Verfügung geſtanden
hätten Was würden die Herren rechts ſagen wenn in aus
ſchließlich proteſtantiſchen Bezirken nur katholiſche Beamten ange
ftellt würden Rufe rechts Gar nichts
Abg Kirſch Citr muß anerkennen daß es mit der Be

förderung der katholiſchen Beamten in letzter Zeit beſſer geworden
fei hält aber die Behauptung aufrecht daß immer noch impari
tätiſch verfahren werde Auch ſei es nicht gerechtfertigt einen
Beamten wie den Amtsrichter Greib deshalb nicht zum Land
rath zu machen weil er aus kleinen Verhältniſſen hervor
gegangen ſei

W iiſter Frhr v d Recke erwidert er habe letzteres gar
nicht behanptet Die Regierung kann nicht anerkennen daß irgend
wie Jmparität in der Beſetzung der Stellen vorkommt Sie
ſucht ſich den Beamten nach der Tüchtigkeit aus und kann nicht
die Konfeſſion allein maßgebend ſein laſſen Uebrigens ſind
beim Oberverwaltungsgericht 20 Proz und unter den Polizei
präſidenten 13 Proz katholiſch

Abg v Kroccher konſ hält es für das Geſchäft des Hauſes
nicht förderlich wenn man ſolche arten hier führte
und macht darauf aufmerkſam daß doch in Berlin Jahre lang
ein katholiſcher Oberbürgermeiſter geweſen ſei Lachen und Rufe
im Centrum Auchkathollk

Abg v Eynern ul bemerkt wenn man das Centrum zu
frieden ſtellen wolle ſo müßte der Miniſter jeden katholiſchen
Amtsrichter zum Landrath vorſchlagen ſich aber vorher beim
Centrum erkundigen ob derſelbe auch den richtigen katholiſchen
Slauben habe Heiterkeit Sein hochverehrter Gönner Kaplan
Dasbach Heiterkeit habe aber geſagt daß in Preußen ſeit un
denklicher Zeit imparitätiſch vorgegangen wird Da könne er
doch viele Fälle auführen wo die Evangeliſchen imparitätiſch
behandelt worden ſein Man ſolle doch endlich einmal dieſen
konfeſſionellen Hader ruhen laſſen Beifall
Abg Frhr S ſk bemerkt daß die Katholiken in

Wirklichkeit in Preußen zurückgeſetzt würden Das Centrum ver
langt nur daß kein Katholik amtlich zurückgeſetzt werde nur weil
er Katholik ſei Nach der Verfaſ m könnten ſie aber Parität
verlangen Solche Klagen müſſe das Centrum immer wieder er
heben Die Katholiken verlangien eine ruhige objektive und ge
rechte Behandlung

bg I v Eynatten Ct bringt einen Fall aus der Kül
turkampfzeit zur Sprache wo ein Landrath nach Ploen ſtrafver
tzt worden ſei weil er damals gegen den gefangenen Biſchof

artin Ceine Spitzeldienſte habe verrichten wollen
Abg v Kardorff fk bemerkt m Katholiken gar keinen

Grund r tsklagen hätten Hätten wir doch ſogar einen
katholiſchen Reichskanzler Lachen im Centrum

Abg v TiedemaunLabiſchin fk erwidert dem Abg v Ey
natten daß die Landrathsamtsſtelle in Ploen eine der bei eidens
vwertheſten Stellen ſei und man daher von einer Straſverſetzung

ſprechen könne Man wolle jetzt nur wieder den konfeſſionellen
r ſchüren

La

J nil erklärt im uſe ſei augenblickliche die An daß man See en nikednguignet
tholik zu ſein brauche um gut vorwärts zu kommen Beſonders

gelte das von Stellen die der Kultusminiſter zu beſetzen habe Das
Centrum ſtecke noch in den vorfündfinthlichen Anſchauungen von
einem eorpus catholicorum und einem ecorpus evangelicorum und

lie jeden für einen Auchkatholiken der nicht mit ihm überein
limme Von dem Begräbniß des Oberbürgermeiſters v Forcken

beck habe das Centrum ſich fern gehalten obwohl er doch ein
Kollege r ſeiAbg Graf Balleſtrem Ctr hebt hervor daß das Centrum
aus r Gründen an dem Begräbniß nicht habe theilnehmen
P aber er im Namen der Fraklion das Beileid ausge

rückt habe
e ne Anfrage des Abg Heydebrand und der Laſa konſ

erwidert
Miniſter Frhr v d Recke daß eine anderweitige Normirung

der Dienſtaufwandsſummen für die Landräthe anf dem beſten
Wege ſei Ob eine Vermehrung des landräthlichen Perſonals
nothwendig ſei müſſe noch näher geprüft werden

Auf eine Anfrage des Abg Gerlich fk bemerkt
Miniſter Miquel daß er auch die Anſicht habe daß die Dienſt

aufwandsentſchädigungen der Landräthe vermehrt werden müßteu
Da die Geſchäfte der Landräthe bedentend zugenommen hätien

Das Kapitel wird bewilligt
tgw Kapitel Polizeiverwaltung in den Provinzen

tadel

Abg Wetekamp fr Volksp daß der Polizeipräſident in
Breslau der Breslauer Zeitung Nachrichten von allgemeinem
Jntereſſe verweigert habe weil dieſe Zeitung anläßlich des ſozial
demokratiſchen Parteitages die Polizei angegriffen hätte

Abg v Unrnh Bromberg fk tadelt die baulich ſchlechten
Zuſtände des Polizeigebäudes in Stettin

Geheimrath Lindig erwartet daß eine Abhilfe ſtattfinden werde
wenn eine Prüfung ergäbe daß das Gebäude wirküich in ſo
ſchlechtem Zuſtande ſei
Abg v UnruhVromberg fk bemerkt die Diſtriktskommiſ
ſare in der Provinz Poſen hätten einen ganz anderen amtlichen
Charakter im Laufe der Zeit erhalten als ſie urſprünglich gehabt
hätten Man nehme jetzi Herren aus höheren Geſellſchaftsſchichten
zu dieſen Aemtern und bezahle ſie auch beſſer Doch würden ſie
immer noch als Subalternbeamte 2 Klaſſe angeſehen Er wünſche
nun daß ihnen eine höhe Rangſtellung gegeben werde

Miniſter Freiherr von der Recke Ueber dieſe Frage finden
noch Verhandlungen ſtatt und es ſind dieſelben noch nicht zum
Abſchluß gebracht Eine Neuuniformirung der Diſtriktskommiſſare
ſt bis jetzt abgelehnt worden

Abg Bandelow konſ und Seer natl ſchließen ſich dem Abg
v Unrnh an
Das Kapitel wird bewilligt gBeim Kapitel Strafanſtalts ver waltung wünſcht
Abg Dr Jeruſalem Ctr eine Beſſerſtellung der Erziehungs

beamten in den Strafanſtallen
Geheimrath Krohne erwidert daß eine Gehaltsregulirung

dieſer Beamten wahrſcheinlich ſchon im nächſten Etat erfolgen
könne Dieſelben würden dann gerade ſo geſtellt wie die Lehrer
an öffentlichen Anſtalten

Auf eine Anfrage des Abg Kirſch HZtr erwidert
Geheimrath Krohne daß über die Frage ob Sekretäre und

zu einer Beamientlaſſe vereinigt werden
ſollen Verhandlungen mit den Finanzminiſtern in Ausſicht ge
nommen ſeien

Abg Hausmann ul klagt über die Ueberbürdung der Ge
fängnißaufſeher und fragt wie es mit der Vereinigung der
Strafanſtalten unter einer Behörde ſtehe

Geheimrath Krohne bemerkt daß die Gefängnißaufſeher einen
freien halben Tag in jeder Woche und alle 14 Tage einen ſreien
Sonntag hätten Eine Herabſetzung der Dienſtſtunden der Ge
fängnißaufſeher würden jährlich 480,000 M Mehrausgaben er
forbern und dafür würde der Finanzminiſter nicht zu haben fein
Daß die Gefängnißaufſeher ſehr ſtark angeſtrengt ſeien müſſe
auch er zugeben Die Unterſtellung der Strafanſtalten unter
eine Behörde würde erwogen und es fänden darüber Ver
handlungen ſtatt

Das Kapitel wird bewilligt
Beim Kapitel Wohlthätigkeitsanſtalten bemerkt
Abg Dr Rudolphi Etr daß beim Titel Zur Unterſtützung

von Wittwen und verwaiſten Töchtern von Staatsbeamten und
höheren Offizieren im Allgemeinen aus den Stiftungsfonds die
Katholiken benachtheiligt würden da der Fonds zum großen Theil
aus katholiſchen Mitteln ſtamme und nicht dementſprechend wieder
den Katholiken zu Gute komme,
Vom Regierungstiſche aus wird erwidert daß dieſe An
ſicht grundlos ſei es kämen von 90 Stellen 20 auf Katholiken

Das Kapitel wird bewilligt und nach kurzer unweſentlicher
Debatte der Reſt des Etats des Miniſteriums des
Jnnern Es folgt der Elat des Miniſteriums fürLand wirthſchaft

Die Einnahmen werden ohne Debatte bewilligt
Bei den Ausgaben Titel Miniſtergehalt bemerkt

Abg v Heydebrand und der Laſa konſ Die Landwirthe
ſind in eine Entmuthigung hineingerathen nachdem die ſchlechte
Lage der Landwirthſchaft ſich nicht gebeſſert hat und der Antrag
Kanitz abgelehnt iſt Jch muß die Regierung bitten neue Mittel
anzugeben wie uns geholfen werden kann Wir alle glauben
daß der Landwirthſchaftsminiſter ein warmes Herz für die
Land wirthſchaft hat und mit Ernſt ſeine Aufgabe auf
faßt aber er handelt doch oft nicht richtig Wir
müſſen Mittel finden um den Körnerbau wieder lohnend
zu machen Es gehen jetzt große materielle und ideelle
Güter verloren Die Entvölkerung des Landes nimmt zu Der
Zuſtand kann unmöglich ſo beſtehen bleiben dann iſt der Bankerott
vieler Exiſtenzen unvermeidlich Auch dem kleinen Mann auf
dem Lande geht es ſeht ſehr ſchlecht wenn auch nicht ſo wie den
Großgrundbeſitzern Wir ſehen Maßnahmen der Regierung von
denen wir eine durchgreifende Hilfe uns nicht verſprechen können
Nur eine Eindämmung der Konkurrenz des Auslandes bezüglich
des Getreides kann nur noch helfen Nach unſerer Auffaſſung
war dazu der Antrag Kanitz geeignet Der iſt aber von der
Regierung abgelehnt worden und wir müſſen daher nach anderen
Mitteln uns umſehen Betreffs der Währungsfrage wünſchen
wir eine bündige Auskunft ſeitens der Regierung Wenn der
Miniſter erklären wollte daß er innerhalb der Handelsverträge
alles verſuchen würde um eine Hebung des Getreidepreiſes zu

e ſo würden wir ihm dafür ſehr dankbar ſein Beifall
rechts

Abg Ring konſ beklagt daß der Berliner Viehmarkt von
Schleſien aus mit minderwerthigem Schweinefleiſch überſchwemmt
werde wodurch die Preiſe in Berlin gedrückt würden und auch
eine Seuchengeſahr nicht ausgeſchloſſen ſei Die Einfuhr von
Fleiſch und Vieh ſei in den letzten zwei Jahren ganz bedeutend
eſtiegen Die Quarankäneanſtalten an der Küſte hätten mehrere
älle von Viehkrankheiten aufzuweiſen woraus doch hervorgebe

daß die nordiſchen Reiche durchaus nicht ſeuchenfrei ſein Die Quaran
tänezeit müßte hier von 10 Tagen anf 4 Wochen verlängertwerden Eine große et bilde auch die Gänſeausfuhr

aus Rußland Der Landwirth h müſſe da mit
ſcharfer Hand eingreifen Die Staffeltarife brächten dem Weſten
keinen Schaden und dem Oſten keinen Nutzen Das müſſe er
auch noch kurz erwähnen beklagen ſei die häufige und lange
e des Berliner Viehhofs

Abg Graf Strachwitz Etr Jch gehe wohl nicht falſch in
der Anſicht daß heute das ganze preußiſche Volk nach Berlin auf
uns blickt Lachen und auf das lauſcht was uns die Regierun
ſagen wird Der Bund der Landwirthe dem anzugehören iden Vorzug habe wird häufig noch verkaunt Er ſo den Land

wirthen vor Augen führen welchen Einfluß ſie guf die Geſetz

Währungsfrage Jch möchte an den Antrag Kanitz jetzt nicht
mehr ſo ſehr feſtgehalten wiſſen aber die Regierung muß doch
etzi angeben welches Miltel ſie für uns hat Das Land iſt nicht
o leicht wie das Parlament Vor allem mjetzt die Währungsfrage ins Auge gefaßt werden Jch bin ja
berzeugt daß der Miniſter abraihen will was unter den r

blicklichen Geſetzen gethan werden kann Aber wie ſteht der Miniſter
in ſeiner Anſicht über die augenblicklichen Verhältniſſe Die

andelsverträge nützen nur den Silberländern Argentinien und
udien und nicht den Ländern denen ſie Vortheil bringen

ſollten Jch kann nur wünſchen daß eine Aufkündigung der
Meiſtbegünſtigung erfolgt kann nur ſagen daß inner
halb der Regierung eine vollſtändige Erfaſſung des Nöthſtandes
der Land wirthſchaft nicht vorhanden iſt Beifall rechts Und
gerade den großen Grundbeſitzern im Oſten geht es am ſchlech
teſten Wenn die Lanwirthſchaft in dem augenblicklichen Noth
ſtand bleibt wird der Staat am meiſten darunter leiden

Abg v Puttkamer Plauth konſ Jch möchte wiſſen ob
der Miniſter uns heute hier Monologe halten laſſen will Wir
haben nicht vor den Miniſter anzugreifen und werden der
radikalen Seite des Hauſes den Gefallen nicht thun von der
Regierung abzufallen gur Regierung werden wir nach wievor tren halten Je muß aber dem Miniſter nun
einige konkrete Fragen vorlegen Weiß der Miniſter
wirklich wie groß der Nothſtand in der Landwirthſchaft vor
eſchritten iſt Jſt denn eine volle Würdigung der entſetzlichen
uſtände in der Landwirthſchaft bei der Regierung vorhanden

oder glaubt die Regierung wie Graf Caprivi daß Deutſchland
ein Jnduſtrieſtaat werden ſoll Jn der Landwirthſchaft des
Oſtens iſt ein Kapital von Königstreue aufgeſpeichert das wenn
es einmal verloren geht nicht ſo leicht wieder zurückgewonnen
werden kann Beifall rechts Wenn unſerer Jnduſtrie der in
ländiſche Markt erhalten werden ſoll der doch am wichtigſten iſt
dann muß man ſorgen daß es der Landwirthſchaft nicht mehr ſo
ſchlecht geht Was gedenkt nun eigentlich die Stagtsregierung zu
ihun Den Antrag Kanitz zu diskutiren darauf verzichten wir
zur Zeit Wir müſſen ihn zur Zeit als einen nicht gangbaren
Weg bezeichnen ie Währungsfrage ſcheint ja auch ungünſtig
S zu ſein Das Vörſengeſetz allein kann uns nicht ſo
viel nützen

Miniſter Frhr v Hammerſtein Meine vorjährige Pro
grammrede hat mir den Vo vurf gebracht daß ich viel zu weit
ſchweiſend auf die einzelnen Fragen eingegangen bin Heute ſagt
man mir nur das Gegentheil wo ich doch nach dem allgemeinen
Gebrauch da ich nicht mehr neu in mein Amt angetreten bin
und darum heute keine Programmrede am Anfang der Sitzun
zu halten brauche Jch muß alſo den Vorwurf daß iMonologe halten laſſen wollte zurückweiſen Bemerken muß icauch daß ich die linke Seite des Hauſes nur bei rein negirenden

Fragen immer auf meiner Seite haben kann aber niemals bei
poſitiven Vorſchlägen Die Regierung erkennt den Nothſtand
der Land wirthſchaft ganz genau und wie weit derſelbe fort
geſchritten iſt darüber finden immer W ſtatiſtiſche
Ermittelungen ſtatt Sagen muß ich aber daß in weiten
Kreiſen unſerer Monarchie ein gefahrdrohender Nothſtand
herrſcht Beifall rechts Die Aer ſt iſt ernſtlich gewillt
mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln ſoweit ſie
als durchführbar erkannt werden den Nothſtand der Landwirth
ſchaft abzuhelfen Das innerſte Weſen des Staats bernht auf
der Landwirthſchaft Beifall rechts und die Regierung iſt keines
wegs geſonnen aus Deutſchland einen Jnduſtrieſtagt werden zu
laſſen Aber die Regierung muß alle Produktivſtände vertreten
Was die Währungsfrage anlangt ſo hat die Reichsregierung
den Verſuch zu einer Hebung des Silberpreiſes gemacht aber ſie
hat gerade bei denjenigen Staaten einen nnüberwindlichen
Widerſtand gefunden ohne deren Hilfe die Anhänger der Silber
währung ſelbſt anerkennen daß Deutſchland in der Währungsfrage
nichts machen könne Die Regierung kann natürlich nicht von
einem zum anderen Tage eine Hebung des Getreidespreiſes
bewirken ſie kann für die Landwirthſchaft nur das thun was ſie

Für durchführbar erkennt und ich möchte doch den Mann kennen
lernen der eine Hebung der Getreidepreiſe ſo ohne weiteres be
wirken könnte dem würde ich gerne meinen Platz einräumen
Uebrigens iſt mir der Ausdruck kleine Mittel mit der Zeit
geradezu widerwärtig geworden Heiterkeit Das ſind doch
Mittel die man früher für ſehr große gehalten haben würde
Die Getreidepreiſe werden auch nicht immer ſo niedrig bleiben
ich glaube daß ſie wieder ſteigen werden Jch habe mich gegen
die Handelsverträge mit Händen und Füßen geſträubt und nun
macht man mir einen Vorwurf aus den Handelsverträgen für
welche eine Reihe der Herren aller Parteien geſtimmt
haben Was den Antrag Kanitz betrifft ſo würde
ich froh geweſen ſei wenn ich denſelben hätte annehmen können
denn dann wäre ich neben Herrn Grafen Kanitz der gefeiertſte
Mann im preußiſchen Staat geweſen Große Heiterkeit Dem
Abg Rieg bemerke ich daß eine Verlängerung der Quarantäne
zeit nicht nothwendig iſt Gegen die Seuchengefahr thue ich
alles was nothwendig iſt Es iſt erwogen worden ob wir ein
Verbot der Einfuhr von Geflügel aus Rußland und Italien er
laſſen ſollen Ein ſolches Verbot kann nicht erlaſſen werden
Wir haben aber dafür Sorge getragen daß an der Grenze eine
dreitägige Quarantäne und Reinigung des Geflügels ſtattfindet
Wie geſagt es beſteht bei der Regierung der beſte Wille den
Nothſtand der Landwirthſchaft abzuhelfen aber mehr als ihr
möglich iſt zu thun kann ſie nicht thun und alles können Sie
auch nicht von ihr verlangen Beifall links und im Centrum

Danach vertagt ſich das Haus
Nächſte Sitzung Donnerstag 12 Uhr I Berathung des

l t e und des Penſionsgeſetzesfür Lehrer an höheren Lehranſtalten
Schluß 43 Uhr

Wanaren und Produktenberichte
ZucKker

Parise 29 Jan Schluss Rohrucker fest 880 loco 29,5029,75 Weissor Zucker fest Nr 3 per 100 kg per Jan S2,62
per Febr 32,75 per Aärz Juni 33,32 per Mai Aug 33,75

London 79 Jan 960 Javazueker 13 ruhig RKühen Koh
zucker loco 11 fest

Kaffee
Uamburg 29 Jan Kaſſee ruhig VUmeatz Bunok
Iamburg 29 Jan Vormitiaxsbericht Good avernage Sontos

per Jan 69 per März 662, per Alni 65 7, por Sept 61, per Okt 99
per Dez 582 Behaptet

Uambuarg 29 Jan Nachmittagsbericht Bericht der IIamb
Firma Joswieh u Comp Kallee good avernge Santos per Jan 69
por März 67 per Mai 66 per Sept 62 per Okt 60 per Der
59 Behauptet

Hamburg 29 Jan Abends 6 Uhr Bericht der IIamb Firma
Joswieh u Comp Kaffee good average Sautos per Jan 67 per Mai
66 per Dez 59 Behauptet

Havroeo 29 Jan Vorm 10 Uhr 30 Ain Bericht der IIamburger
Firma Peimann Ziegler u Co Kaffee good average Santos por
Jan 84 25 per März 81,90 per Mai 80,00 Behauptet

Amefterdam 29 Jan Java Kaffee good ordinary d
Oelsaatcen Oele Fettwanren

Hamburg 29 Jan Rühbör unverzollt fest loco 48
Breweu 29 Jan 8Schmalz Ruhig Wilcox 31 Plg Armour

shield 31 Plg Cudnahy 32 Plg Choice Grocery 31 Pfx White
Inbe 32 F lairbanks 26 Vſg Speck Ruhig Short elear midd
ling loco 8 Pfg

Kölnu 29 Jan Rüböl loco 51,50 per Mai 50,10 Br
n t z 29 Jan Kühböl loco behauptet per Jau 47 20 per April

Pest 29 Jan Kohlraps per Aug Bept 10 ,55 Gd 10,70 Br
Anitwerpen 29 Jan Schmalz per Jan 75 AMAargarine
Parie 29 Jan Schlussbericht Rüböl ruhig per Jan 65,50

per Febr 65,75 per März April 565,75 per Mai Aug 65,00
Amsterdam 29, Jan Röböl I0co 260 per Alni 26 pec

Herbet 25
Chemische Produktoe

ebung häben könnten wenn ſie ganz einig ſind Zwei Fragenind augenblicklich im Vordergrund Der Antrag Kanitz und die London 28 Jan Chiſienlpeter ordinür 7 oh 7, 9 rulliuiT m Chiſialpeter ordinür 7 oh 7 ralliuirt
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